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Stellungnahme zum Antrag AT/0068/2018 der CDU-Ratsfraktion: Ausweitung der
Hochstparkdauer in der Franz-Weis-Stralle
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Stellungnahme:

Zunichst ist klarzustellen, dass es grundsitzlich Aufgabe der Gewerbebetriebe und Dienstleister ist,
den zu erwartenden ruhenden Pkw-Verkehr auf dem eigenen Grundstiick abzuwickeln, d.h. ausrei-
chende Parkplatzkapazititen fiir alle Nutzergruppen zu schaffen.

Die Einrichtung der Parkraumbewirtschaftungszone 14 in Rauental wurde mit Stadtratsbeschluss
vom 04.06.1998 beschlossen. Der Geltungsbereich der Zone ist seit der Einfiihrung nicht geandert
worden. Teilbereiche sind damals nicht bewirtschaftet worden, da es sich liberwiegend um Indust-
rie- und Gewerbeflachen handelte und dort der Parkdruck nicht so hoch war wie im unmittelbaren
Nahbereich der Wohnbebauung.
Die Ziele zur Einrichtung der Parkraumbewirtschaftungszone wurden damals wie folgt definiert:

- Forderung der Kurzparkgelegenheit (Einkaufs- und Dienstleistungsbesuche)

- Verbesserung der Parksituation der Bewohner im 6ffentlichen Verkehrsraum

- Forderung zugunsten des 6ffentlichen Personennahverkehrs

- Verdrangung der Langzeitparker (Pendler)

- Reduzierung der Verkehrsspitzen im (motorisierten) Individualverkehr, um damit dem zu erwarten-

den Verkehrskollaps entgegenzuwirken

- Minderung des Parkplatzsuchverkehrs

- Reduzierung des (motorisierten) Individualverkehrs im Pendlerbereich

- Stérkung der Kaufkraft des Oberzentrums Koblenz

In der Franz-Weis-Strafle (und den umliegenden Stra3en) sind nur Teile des Parkraumes bewirt-
schaftet. Durch die Vielzahl an Gewerbebetrieben und Dienstleistern, aber auch durch die Park-
platznachfrage der umliegenden Bewohnerschaft, ist auch dort inzwischen ein erhdhter Parkdruck
zu verzeichnen.

Schutzbediirftig nach der Straenverkehrsordnung (StVO) ist vorrangig der Bewohner. IThm soll in
zumutbarer Entfernung zum Wohnort die Mdéglichkeit er6ffnet werden, sein Fahrzeug abstellen zu
konnen.

Aber auch fiir Kunden, Besucher etc. ist ein Parkplatzumschlag notwendig, um einen freien Park-
platz zu finden. Die bestehende Regelung sichert die Erreichbarkeit der 6rtlichen Gewerbebetriebe
und ist daher auch im Interesse der Wirtschaft.

Die Verwaltung erwigt aus diesen Griinden, die Parkhochstdauer auf 2 Stunden zu reduzieren, um
diesen. Nutzergruppen auch tatsdchlich die Moglichkeit zu bieten einen freien Parkplatz zu finden.
Weiterhin ist die Erweiterung der Parkraumbewirtschaftungszone durch Einbeziehung der nebenlie-
genden Straf3en (restliche St.-Elisabeth-Strale, David-Roentgen-Straf3e, restliche Franz-Weis-
Stra3e, Bardelebenstralle) angedacht.
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Durch die im Antrag vorgeschlagene Ausweitung der Parkhdchstdauer wiirde eine gegenteilige
Wirkung erreicht, die o.g. Ziele der Parkraumbewirtschaftung wiirden konterkariert. Fiir Bewohner,
Kunden und Besucher wiirde es schwieriger, einen freien Parkplatz zu finden, da diese weitgehend
durch Arbeitnehmer belegt wiirden.

Sofern nunmehr durch die Erweiterung der Parkhdchstdauer kein Parkplatzumschlag mehr erzeugt
wird, wire die Parkraumbewirtschaftung grundsitzlich génzlich aufzuheben. Insofern beabsichtigt
die Verwaltung keine Auflockerung der bestehenden Regelung, sondern die Priifung der o.g. Wei-
terentwicklung (rdumliche Ausdehnung und Verkiirzung der Parkhochstdauer zugunsten von Kund-
schaft und Bewohnern).

Eine Parkscheibenregelung wiére hier iibrigens keine geeignete Alternative, da sie verschiedene
Manipulationsmdglichkeiten bietet und auBerdem aufwindiger ist hinsichtlich der Uberwachung.
Die Erzielung von Einnahmen ist kein Grund zur Einfiihrung oder Beibehaltung einer Parkraumbe-
wirtschaftung.

Beschlussempfehlung:
Aus den o.g. Griinden eriibrigt sich eine gesonderte Beschlussfassung.

Seite 2 von 2 aus Vorlage: ST/0144/2018



	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

